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Hinweise zum Ausfüllen der Personenbögen 
 
 
Die Personenbögen sind als Anlage zum Antrag bzw. zur Anzeige bei genehmi-
gungspflichtigen und anzeigepflichtigen Versuchsvorhaben für jede beteiligte Person 
vorzulegen. 
Kommen zu einem bereits genehmigten Versuchsvorhaben zu einem späteren Zeitpunkt 
neue Mitarbeiter hinzu, sind für diese ebenfalls Personenbögen als Anlage zum Modi-
fikationsantrag vorzulegen. 
 
Das Aktenzeichen bzw. die Kurzbezeichnung, auf die sich der Personenbogen bezieht, ist 
oben rechts anzugeben. 
 
Sofern Nachweise wie Zeugnis, Nachweis über bisherige tierexperimentelle Tätigkeit 
und/oder Nachweis über einen tierexperimentellen Kurs mit einem früheren Antrag bereits 
vorgelegt wurden (siehe Ziffern 2 und 5), ist das Aktenzeichen des Antrags, mit dem die 
Nachweise eingereicht wurden, anzugeben. 
Sofern die Nachweise bereits vorgelegt wurden, das Aktenzeichen des Antrags, mit dem 
sie eingereicht wurden, aber nicht mehr bekannt ist, ist an entsprechender Stelle ein 
Fragezeichen zu machen (falsche Angaben sind zu vermeiden!). Wir weisen jedoch darauf 
hin, dass es durch die fehlende Angabe zu Verzögerungen in der Bearbeitung kommen 
kann. 
 
Unter Ziffer 4. „Eingriffe und Behandlungen“ sind die durchgeführten Tätigkeiten nur 
stichwortartig aufzuführen (z.B. Betäubung, Injektion i.v., i.p., i.m., s.c., Blutentnahme, 
Operation zur Nervdurchtrennung, Verhaltenstest, Bestrahlung). Von einer Beschreibung 
der genauen Versuchsdurchführung ist abzusehen. Allerdings müssen sich die Tätigkeiten 
unter Ziffer 1.6.1 des Antrags wiederfinden lassen. 
 
Hinsichtlich des Antrags auf Ausnahmegenehmigung gemäß § 16 Abs. 1 Satz 5 
Tierschutz-Versuchstierverordnung (TierSchVersV) sind die auf dem Personenbogen 
angegebenen Hinweise zur Erfordernis einer Ausnahmegenehmigung zu beachten. 
 
Die Personenbögen müssen von der unter Ziffer 1 des Personenbogens genannten 
Person und vom Versuchsleiter unterschrieben werden. 
 
Alle Personenbögen sind grundsätzlich über den Tierschutzbeauftragten ein-
zureichen, der dieselben durch seine Unterschrift bestätigt. 
 


